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Drucksache IV/719 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

7 — 80205 — 6087/62 


Bonn, den 7. November 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zu der Vereinbarung 
vom 12. September 1961 zwischen der Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland und 
der Königlich Dänischen Regierung über 
Gastarbeitnehmer 


nebst Begründung sowie Abdruck der Vereinbarung und der 
Denkschrift zur Vereinbarung mit der Bitte, die Beschlußfas- 
sung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 249. Sitzung am 26. Oktober 1962 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu der Vereinbarung vom 12. September 1961 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Königlich Dänischen Regierung 
über Gastarbeitnehmer 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Der in Bonn am 12. September 1961 abgeschlos- 
senen Vereinbarung zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Königlich 
Dänischen Regierung über Gastarbeitnehmer wird 
zugestimmt. Die Vereinbarung wird nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem die Vereinbarung nach ihrem 
Artikel 11 Abs. 1 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Die Vereinbarung bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes der Zustimmung der für 
die Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften 
in der Form eines Bundesgesetzes, da sie sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Die Vereinbarung soll auch auf das Land Berlin 
Anwendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 
Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem die Ver- 
einbarung nach ihrem Artikel 11 Abs. 1 in Kraft 
tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

* 

Schlußbemerkung 

Bund, Ländern und Gemeinden entstehen aus der 
Ausführung des Gesetzes keine Kosten. 
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Vereinbarung 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Königlich Dänischen Regierung 
über Gastarbeitnehmer 


Journal-Nr. 85.D,1. 


Verbalnote 


Mit Bezug auf die auf Anregung der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland zwischen Vertretern der 
Königlich Dänischen Regierung und der Bundesregierung 
stattgefundenen Verhandlungen über eine Vereinbarung 
über Gastarbeitnehmer beehrt sich die Königlich Dänische 
Botschaft im Namen der Königlich Dänischen Regierung, 
den Abschluß einer Vereinbarung über Gastarbeitnehmer 
vorzuschlagen, die folgenden Wortlaut haben soll; 

Artikel 1 

(1) Diese Vereinbarung findet Anwendung auf Gast- 
arbeitnehmer, das sind Deutsche im Sinne des Grund- 
gesetzes der Bundesrepublik Deutschland und dänische 
Staatsangehörige, die für begrenzte Zeit in dem anderen 
Staat ein Arbeitsverhältnis eingehen zu dem Zwecke, ihre 
Berufs- und Sprachkenntnisse zu vervollkommnen und 
sich mit den Berufsgebräuchen in diesem Staat vertraut 
zu machen. 

(2) Als Gastarbeitnehmer können Hand- und Geistes- 
arbeiter männlichen oder weiblichen Geschlechts beschäf- 
tigt werden. Sie sollen in der Regel das 18. Lebensjahr 
vollendet und das 30. Lebensjahr nicht überschritten 
haben. 

Artikel 2 

Den Gastarbeitnehmern wird die Bewilligung zum 
Stellenantritt (Zulassung) im Rahmen des in Artikel 5 
festgesetzten Kontingents ohne Rücksicht auf die allge- 
meine Beschäftigungslage und auf die besondere Be- 
schäftigungslage des jeweiligen Berufs erteilt. Die in den 
beiden Staaten geltenden Gesetze und Vorschriften über 
die Einreise, den Aufenthalt und die Ausreise von Aus- 
ländern bleiben unberührt. Die Gesetze und Vorschriften 
der beiden Staaten über die Erteilung der Arbeitserlaub- 
nis für Ausländer finden unter Berücksichtigung des 
ersten Satzes dieses Artikels Anwendung. 

Artikel 3 

(1) Die Dauer des Gastarbeitnehmerverhältnisses wird 
in der Regel auf ein Jahr beschränkt; sie kann indessen 
bis zu sechs Monaten verlängert werden. 

(2) Die Zulassung als Gastarbeitnehmer wird grund- 
sätzlich mit dem Vorbehalt erteilt, daß die Gastarbeit- 
nehmer keine andere Erwerbstätigkeit oder keine andere 
Beschäftigung als diejenige, für welche die Zulassung 
erteilt ist, aufnehmen dürfen. 

(3) Die Gastarbeitnehmer dürfen nach Beendigung 
ihres Gastarbeitnehmerverhältnisses in dem Staat, in 
dem sie als Gastarbeitnehmer tätig waren, kein anderes 
Arbeitsverhältnis eingehen, es sei denn, daß die für die 
Beschäftigung von Ausländern erforderliche Genehmigung 
erteilt wird. 


Auswärtiges Amt 
505-83 SZV/4-94.04 

Verbalnote 

Das Auswärtige Amt beehrt sich, den Empfang der 
Verbalnote der Königlich Dänischen Botschaft vom 
12. September 1961 — Journal-Nr. 85. D.l — zu bestätigen, 
die folgenden Wortlaut hat: 

„Mit Bezug auf die auf Anregung der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland zwischen Vertretern der 
Königlich Dänischen Regierung und der Bundesregierung 
stattgefundenen Verhandlungen über eine Vereinbarung 
über Gastarbeitnehmer beehrt sich die Königlich Dänische 
Botschaft im Namen der Königlich Dänischen Regierung, 
den Abschluß einer Vereinbarung über Gastarbeitnehmer 
vorzuschlagen, die folgenden Wortlaut haben soll: 

Artikel 1 

(1) Diese Vereinbarung findet Anwendung auf Gast- 
arbeitnehmer, das sind Deutsche im Sinne des Grund- 
gesetzes der Bundesrepublik Deutschland und dänische 
Staatsangehörige, die für begrenzte Zeit in dem anderen 
Staat ein Arbeitsverhältnis eingehen zu dem Zwecke, 
ihre Berufs- und Sprachkenntnisse zu vervollkommnen 
und sich mit den Berufsgebräuchen in diesem Staat ver- 
traut zu machen. 

(2) Als Gastarbeitnehmer können Hand- und Geistes- 
arbeiter männlichen oder weiblichen Geschlechts beschäf- 
tigt werden. Sie sollen in der Regel das 18. Lebensjahr 
vollendet und das 30, Lebensjahr nicht überschritten 
haben. 

Artikel 2 

Den Gastarbeitnehmern wird die Bewilligung zum 
Stellenantritt (Zulassung) im Rahmen des in Artikel 5 
festgesetzten Kontingents ohne Rücksicht auf die allge- 
meine Beschäftigungslage und auf die besondere Beschäf- 
tigungslage des jeweiligen Berufs erteilt. Die in den 
beiden Staaten geltenden Gesetze und Vorschriften über 
die Einreise, den Aufenthalt und die Ausreise von Aus- 
ländern bleiben unberührt. Die Gesetze und Vorschriften 
der beiden Staaten über die Erteilung der Arbeitserlaub- 
nis für Ausländer finden unter Berücksichtigung des 
ersten Satzes dieses Artikels Anwendung. 

Artikel 3 

(1) Die Dauer des Gastarbeitnehmerverhältnisses wird 
in der Regel auf ein Jahr beschränkt; sie kann indessen 
bis zu sechs Monaten verlängert werden. 

(2) Die Zulassung als Gastarbeitnehmer wird grund- 
sätzlich mit dem Vorbehalt erteilt, daß die Gastarbeit- 
nehmer keine andere Erwerbstätigkeit oder keine andere 
Beschäftigung als diejenige, für welche die Zulassung 
erteilt ist, aufnehmen dürfen. 

(3) Die Gastarbeitnehmer dürfen nach Beendigung ihres 
Gastarbeitnehmerverhältnisses in dem Staat, in dem sie 
als Gastarbeitnehmer tätig waren, kein anderes Arbeits- 
verhältnis eingehen, es sei denn, daß die für die Beschäf- 
tigung von Ausländern erforderliche Genehmigung erteilt 
wird. 
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Artikel 4 

(1) Die Gastarbeitnehmer dürfen nur zugelassen wer- 
den, wenn die Arbeitgeber, die sie zu beschäftigen wün- 
schen, sich verpflichten, sie unter den gleichen Lohn- und 
Arbeitsbedingungen zu beschäftigen, wie sie für ver- 
gleichbare Arbeitsverhdltnisse von Inländern in den Be- 
trieben gelten, in denen die Gastarbeitnehmer beschäftigt 
werden sollen. 

(2) Die Gastarbeitnehmer genießen hinsichtlich des Ar- 
beitsschutzes und des Rechtsschutzes auf dem Gebiete des 
Arbeitsrechts die gleiche Behandlung wie die Staats- 
angehörigen des Staates, in dem sie die Arbeit auf- 
nehmen. 

(3) Die Soziale Sicherheit der Gastarbeitnehmer regelt 
sich nach den V^orschriften der Vertragspartei, in deren 
Hoheitsgebiet sie beschäftigt sind, sowie nach den zwi- 
schenstaatlichen Verträgen, die für die Bundesrepublik 
Deutschland und das Königreich Dänemark verbindlich 
sind. 

Artikel 5 

(1) Die Zahl der Gastarbeilnehmer, die in jedem der 
beiden Staaten zugelassen werden können, soll im Kalen- 
derjahr dreihundert nicht überschreiten. Darüber hinaus- 
gehende Bewerbungen können unter den in Artikel 1 
bis 4 genannten Bedingungen berücksichtigt werden. 

(2) Die Anrechnung der Zulassung eines Gastarbeit- 
nehmers auf das Kontingent ist unabhängig davon, zu 
weichem Zeitpunkt der Gastarbeitnehmer von der Zulas- 
sung Gebrauch macht und für welche Dauer die Zulassung 
erteilt wird. Die Gastarbeitnehmer, die am Jahresanfang 
bereits im Gebiet des anderen Staats zugelassen waren, 
werden auf das Kontingent des laufenden Jahres nicht 
angerechnet. Eine Verlängerung der Dauer des Gast- 
arbeitnehmerverhältnisses gemäß Artikel 3 Abs. 1 oder 
ein Wechsel der Gastarbeitnehmerstelle gelten nicht als 
auf das Kontingent anzurechnende Zulassungen. 

(3) Wird das vereinbarte Kontingent im Laufe eines 
Jahres durch die Zulassung von Gastarbeitnehmern eines 
der beiden Staaten nicht erreidit, so darf weder der nicht 
in Anspruch genommene Rest des Kontingents auf das 
folgende Jahr übertragen noch die Zahl der Zulassungen 
von Gastarbeitnehmern des anderen Staates entsprechend 
herabgesetzt werden. 

(4) Eine Änderung des Kontingents kann bis spätestens 
einen Monat vor Ablauf des Jahres für das folgende Jahr 
durch Notenaustausch vereinbart werden. 


Artikel 6 

(1) Personen, die als Gastarbeitnehmer zugelassen wer- 
den wollen, müssen ihre Zulassung bei der für die Durch- 
führung der Vereinbarung zuständigen Behörde ihres 
Staates beantragen. In ihrem Antrag sind alle zur Prüfung 
des Antrages für die Vermittlung einer Gastarbeitneh- 
merstelle und für die Zulassung erforderlichen Angaben 
auf dem hierfür vorgeschriebenen Vordruck zu machen. 

(2) Die zuständige Behörde hat zu prüfen, ob nach den 
Bestimmungen dieser Vereinbarung der Antrag der zu- 
ständigen Behörde des anderen Staates zu übermitteln 
ist. Diese entscheidet über die Zulassung im Rahmen des 
jährlichen Kontingents. 

(3) Die für die Durchführung der Vereinbarung zustän- 
digen Behörden sind in der Bundesrepublik Deutschland 
die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung, Zentralstelle für Arbeitsvermittlung in 
Frankfurt am Main, im Königreich Dänemark das Arbeits- 
direktorat (Arbejdsdirektoratet) in Kopenhagen. 


Artikel 4 

(1) Die Gastarbeitnehmer dürfen nur zugelassen wer- 
den, wenn die Arbeitgeber, die sie zu beschäftigen wün- 
schen, sich verpflichten, sie unter den gleichen Lohn- und 
Arbeitsbedingungen zu beschäftigen, wie sie für ver- 
gleichbare Arbeitsverhältnisse von Inländern in den 
Betrieben gelten, in denen die Gastarbeitnehmer beschäf- 
tigt werden sollen. 

(2) Die Gastarbeitnehmer genießen hinsichtlich des 
Arbeitsschutzes und des Rechtsschutzes auf dem Gebiete 
des Arbeitsrechts die gleiche Behandlung wie die Staats- 
angehörigen des Staates, in dem sie die Arbeit auf- 
nehmen. 

(3) Die Soziale Sicherheit der Gastarbeitnehmer regelt 
sich nach den Vorschriften der Vertragspartei, in deren 
Hoheitsgebiet sie beschäftigt sind, sowie nach den zwi- 
schenstaatlichen Verträgen, die für die Bundesrepublik 
Deutschland und das Königreich Dänemark verbindlich 
sind. 

Artikel 5 

(1) Die Zahl der Gastarbeitnehmer, die in jedem der 
beiden Staaten zugelassen werden können, soll im Kalen- 
derjahr dreihundert nicht überschreiten. Darüber hinaus- 
gehende Bewerbungen können unter den in Artikel 1 
bis 4 genannten Bedingungen berücksichtigt werden. 

(2) Die Anrechnung der Zulassung eines Gastarbeit- 
nehmers auf das Kontingent ist unabhängig davon, zu 
welchem Zeitpunkt der Gastarbeitnehmer von der Zulas- 
sung Gebrauch macht und für welche Dauer die Zulassung 
erteilt wird. Die Gastarbeitnehmer, die am Jahresanfang 
bereits im Gebiet des anderen Staates zugelassen waren, 
werden auf das Kontingent des laufenden Jahres nicht 
angerechnet. Eine Verlängerung der Dauer des Gast- 
arbeitnehmerverhältnisses gemäß Artikel 3 Abs. 1 oder 
ein Wechsel der Gastarbeitnehmerstelle gelten nicht als 
auf das Kontingent anzurechnende Zulassungen. 

(3) Wird das vereinbarte Kontingent im Laufe eines 
Jahres durch die Zulassung von Gastarbeitnehmern eines 
der beiden Staaten nicht erreicht, so darf weder der nicht 
in Anspruch genommene Rest des Kontingents auf das 
folgende Jahr übertragen noch die Zahl der Zulassungen 
von Gastarbeitnehmern des anderen Staates entsprechend 
herabgesetzt werden. 

(4) Eine Änderung des Kontingents kann bis spätestens 
einen Monat vor Ablauf des Jahres für das folgende 
Jahr durch Notenaustausch vereinbart werden. 


Artikel 6 

(1) Personen, die als Gastarbeitnehmer zugelassen 
werden wollen, müssen ihre Zulassung bei der für die 
Durchführung der Vereinbarung zuständigen Behörde 
ihres Staates beantragen. In ihrem Antrag sind alle zur 
Prüfung des Antrages für die Vermittlung einer Gast- 
arbeitnehmerstelle und für die Zulassung erforderlichen 
Angaben auf dem hierfür vorgeschriebenen Vordruck zu 
machen. 

(2) Die zuständige Behörde hat zu prüfen, ob nach den 
Bestimungen dieser Vereinbarung der Antrag der zustän- 
digen Behörde des anderen Staates zu übermitteln ist. 
Diese entscheidet über die Zulassung im Rahmen des 
jährlichen Kontingents. 

(3) Die für die Durchführung der Vereinbarung zustän- 
digen Behörden sind in der Bundesrepublik Deutschland 
die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitlosen- 
versicherung, Zentralstelle für Arbeitsvermittlung in 
Frankfurt am Main, im Königreich Dänemark das Arbeits- 
direktorat (Arbejdsdirektoratet) in Kopenhagen. 
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Artikel 7 

(1) Die zuständigen Behörden der beiden Staaten wer- 
den um eine beschleunigte Bearbeitung der Anträge von 
Gastarbeitnehmern um Zulassung zum Stellenantritt be- 
müht sein und es sich angelegen sein lassen, etwaige 
Schwierigkeiten in bezug auf die Einreise und den Auf- 
enthalt der Gastarbeitnehmer in kürzester Frist zu 
beheben. 

(2) Sobald die zuständige Behörde eines der beiden 
Staaten den Stellenantritt eines Gastarbeitnehmers ge- 
nehmigt hat, wird sie den Zulassungsbescheid der zu- 
ständigen Behörde des anderen Staates übersenden. 


Artikel 8 

Die zuständigen Behörden beider Staaten werden die 
Bewerber bei der Suche nach einer Gastarbeitnehmer- 
stelle in ihrem Staat durch geeignete Maßnahmen und 
nötigenfalls unter Mitv/irkung der eigens damit beauf- 
tragten Stellen und der in Betracht kommenden Organi- 
sationen unterstützen. Dies gilt audi dann, wenn die 
Beschäftigung bei einem Arbeitgeber ohne Verschulden 
des Gdstarbeitnehmers nicht bis zum Ablauf der vor- 
gesehenen Dauer fortgesetzt werden kann. 


Artikel 9 

(1) Das Zulassungsverfahren im Sinne dieser Verein- 
barung ist von den Stempeln, Gebühren und Abgaben 
befreit. 

(2) Die Vermittlung der Bewerber in Gastarbeitnehmer- 
sLellen erfolgt kostenlos. 

(3) Es ist Sache der Gastarbeitnehmer, die Mittel zur 
Deckung der An- und Rückreisekosten aufzubringen. 


Artikel 10 

Diese Vereinbarung gilt auch für das Land Berlin, 
sofern die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung des Königreichs Dänemark nicht 
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten der Ver- 
einbarung eine gegenteilige Erklärung abgibt. 


Artikel 11 

(1) Diese Vereinbarung tritt einen Monat nach dem 
Tag in Kraft, an dem die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland der Königlich Dänischen Regierung mitteilt, 
daß die innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkraft- 
treten der Vereinbarung erfüllt sind. 

(2) Sie bleibt bis zum 31. Dezember 1962 gültig und 
wird für jeweils ein weiteres Jahr stillschweigend verlän- 
gert, sofern sie nicht von einer der vertragschließenden 
Regierungen vor dem l.Juli zum Jahresende gekündigt 
wird. 

(3) Im Falle der Kündigung bleiben die auf Grund die- 
ser Vereinbarung ausgesprochenen Zulassungen für die 
Zeit, für die sie erteilt v/urden, gültig. 


Falls sich die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land mit dem Vorschlag der Königlich Dänischen Regie- 
rung einverstanden erklärt, so würden diese Verbalnote 
und ihre Bestätigung eine Vereinbarung zwischen der 
Königlich Dänischen Regierung und der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland über Gastarbeitnehmer bil- 
den. 


Artikel 7 

(1) Die zuständigen Behörden der beiden Staaten wer- 
den um eine beschleunigte Bearbeitung der Anträge von 
Gastarbeitnehmern um Zulassung zum Stellenantritt be- 
müht sein und es sich angelegen sein lassen, etwaige 
Schwierigkeiten in bezug auf die Einreise und den Auf- 
enthalt der Gastarbeitnehmer in kürzester Frist zu be- 
heben. 

(2) Sobald die zuständige Behörde eines der beiden 
Staaten den Stellenantritt eines Gastarbeitnehmers ge- 
nehmigt hat, v/ird sie den Zulassungsbescheid der zustän- 
digen Behörde des anderen Staates übersenden. 


Artikel 8 

Die zuständigen Behörden beider Staaten werden die 
Bewerber bei der Suche nach einer Gastarbeitnehmer- 
stelle in ihrem Staat durch geeignete Maßnahmen und 
nötigenfalls unter Mitwirkung der eigens damit beauf- 
tragten Stellen und der in Betracht kommenden Organi- 
sationen unterstützen. Dies gilt auch dann, wenn die 
Beschäftigung bei einem Arbeitgeber ohne Verschulden 
des Gastarbeitnehmers nicht bis zum Ablauf der vor- 
gesehenen Dauer fortgesetzt werden kann. 


Artikel 9 

(1) Das Zulassungsverfahren im Sinne dieser Vereinba- 
rung ist von den Stempeln, Gebühren und Abgaben 
befreit. 

(2) Die Vermittlung der Bewerber in Gastarbeitnehmer- 
stellen erfolgt kostenlos. 

(3) Es ist Sache der Gastarbeitnehmer, die Mittel zur 
Deckung der An- und Rückreisekosten aufzubringen. 


Artikel 10 

Diese Vereinbarung gilt auch für das Land Berlin, so- 
fern die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung des Königreichs Dänemark 
nicht innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten der 
Vereinbarung eine gegenteilige Erklärung abgibt. 


Artikel 11 

(1) Diese Vereinbarung tritt einen Monat nach dem 
Tag in Kraft, an dem die Regierung der Bundesrepublik 
Deutsdiland der Königlich Dänischen Regierung mitteilt, 
daß die innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkraft- 
treten der Vereinbarung erfüllt sind. 

(2) Sie bleibt bis zum 31. Dezember 1962 gültig und 
wird für jeweils ein weiteres Jahr stillschweigend ver- 
längert, sofern sie nicht von einer der vertragschließen- 
den Regierungen vor dem l.Juli zum Jahresende gekün- 
digt wird. 

(3) Im Falle der Kündigung bleiben die auf Grund die- 
ser Vereinbarung ausgesprochenen Zulassungen für die 
Zeit, für die sie erteilt wurden, gültig. 


Falls sich die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land mit dem Vorschlag der Königlich Dänischen Regie- 
rung einverstanden erklärt, so würden diese Verbalnote 
und ihre Bestätigung eine Vereinbarung zwischen der 
Königlich Dänischen Regierung und der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland über Gastarbeitnehmer bil- 
den. 
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Die Botschaft benutzt diesen Anlaß, das Auswärtige Die Botschaft benutzt diesen Anlaß, das Auswärtige 
Amt erneut ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu ver- Amt erneut ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu ver- 
sichern. sichern." 


Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Königlich Däni- 
schen Botschaft mitzuteilen, daß die Regierung der Bun- 
desrepublik Deutschland sich mit dem Vorschlag der 
Königlich Dänischen Regierung einverstanden erklärt. 
Demnach bilden die Verbalnote der Königlich Dänischen 
Botschaft vom 12. September 1961 und diese Antwortnote 
eine Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland und der Königlich Dänischen Regie- 
rung über Gastarbeitnehmer. 

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß, die König- 
lich Dänische Botschaft erneut seiner ausgezeichneten 
Hochachtung zu versichern. 

Bonn am Rhein, den 12. September 1961 Bonn, den 12. September 1961 


An das 

Auswärtige Amt 


An die 

Königlich Dänische Botschaft 


Bonn a/Rhein 


Bonn 


Denkschrift 


Die deutsch-dänische Vereinbarung über Gastarbeit- 
nehmer soll der Förderung der beruflichen und 
sprachlichen Kenntnisse junger Arbeitnehmer aus 
den Vertragsstaaten dienen und ihr Verständnis für 
die Arbeits- und Lebensgewohnheiten des Gast- 
landes durch einen Arbeitsaufenthalt in dem anderen 
Vertragsland fördern. Zu diesem Zweck soll den 
Staatsangehörigen der beiden Länder die Möglich- 
keit gegeben werden, unabhängig von der Lage des 
Arbeitsmarktes, die in der Regel für die Zulassung 
ausländischer Arbeitnehmer bestimmend ist, in dem 
Partnerland eine Beschäftigung auszuüben. Die für 
die Durchführung der Vereinbarung in den beiden 
Vertragsstaaten zuständigen Behörden sind gehal- 
ten, Bewerber bei der Auffindung geeigneter Gast- 
arbeitnehmerstellen zu unterstützen. 


Der Inhalt der vorliegenden Vereinbarung entspricht 
im wesentlichen den gleichartigen zweiseitigen 
Vereinbarungen mit anderen europäischen Ländern 
(Belgien, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, 
Luxemburg, Niederlande, Österreich, Schweden, 
Schweiz, Spanien). Im Hinblick auf das rege Inter- 
esse von Bewerbern aus beiden Ländern an einem 
Aufenthalt im Partnerland zum Zwecke der beruf- 
lichen Fortbildung ist die Zahl der Bewerber, die 
jährlich als Gastarbeitnehmer zugelassen werden 
können, höher als in den bisherigen Vereinbarun- 
gen mit vergleichbaren Ländern, nämlich auf je 
dreihundert jährlich festgelegt worden. Daneben ist 
vorgesehen, daß eine Änderung der jährlichen 
Zulassungsquote durch Notenwechsel zwischen den 
Regierungen vereinbart werden kann. 
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